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ÄNDERUNGSANTRÄGE
Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten unterbreitet dem federführenden Haushaltsausschuss folgende Änderungen:
<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag		<NumAm>1</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Bezugsvermerk 1 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	–	unter Hinweis auf die Präambel und Artikel 24 Absatz 1 sowie Artikel 42 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union und Artikel 2 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV),


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>2</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Bezugsvermerk 13 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	–	unter Hinweis auf die Erklärung von Versailles vom 11. März 2022,


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>3</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Bezugsvermerk 13 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	–	unter Hinweis auf die Gemeinsame Mitteilung der Kommission und des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik vom 5. März 2024 mit dem Titel „Eine neue europäische Industriestrategie für den Verteidigungsbereich: Erreichen der Verteidigungsbereitschaft der EU durch eine reaktionsfähige und resiliente europäische Verteidigungsindustrie“ (JOIN(2024)0010),


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>4</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung A</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	A.	in der Erwägung, dass sich die Union gemäß Artikel 311 AEUV mit den erforderlichen Mitteln ausstatten muss, um ihre Ziele erreichen und ihre Politik durchführen zu können;
	A.	in der Erwägung, dass es das Ziel der Union ist, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Bürgerinnen und Bürger zu fördern; in der Erwägung, dass sich die Union gemäß Artikel 311 AEUV mit den erforderlichen Mitteln ausstatten muss, um ihre Ziele erreichen und ihre Politik durchführen zu können;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>5</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung C</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	C.	in der Erwägung, dass die Ausgaben aus dem Unionshaushalt, wenn sie wirksam eingesetzt werden, mit den politischen Prioritäten der Union in Einklang stehen und mit den Ausgaben auf nationaler Ebene koordiniert werden, dazu beitragen, eine Fragmentierung des Binnenmarkts zu vermeiden und die Gesamtwirkung öffentlicher Investitionen zu verstärken; in der Erwägung, dass öffentliche Investitionen unerlässlich sind, um Anreize für private Investitionen zu schaffen;
	C.	in der Erwägung, dass die Ausgaben aus dem Unionshaushalt, wenn sie innerhalb und außerhalb der Union wirksam eingesetzt werden, mit den politischen Prioritäten der Union in Einklang stehen und mit den Ausgaben auf nationaler Ebene koordiniert werden, dazu beitragen, eine Fragmentierung des Binnenmarkts zu vermeiden, die Gesamtwirkung öffentlicher Investitionen zu verstärken und Frieden, Sicherheit und Fortschritt in der Welt zu fördern; in der Erwägung, dass öffentliche Investitionen unerlässlich sind, um Anreize für private Investitionen zu schaffen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>6</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung G</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	G.	in der Erwägung, dass der Kontext, in dem die Kommission ihre Vorschläge für den MFR nach 2027 ausarbeiten wird, in jedem Fall eine Herausforderung darstellt, da sich die bestehende globale und geopolitische Ordnung rasch und radikal verändert und der Unionshaushalt entsprechend angepasst werden muss;
	G.	in der Erwägung, dass der Kontext, in dem die Kommission ihre Vorschläge für den MFR nach 2027 ausarbeiten wird, in jedem Fall eine Herausforderung darstellt, da sich die bestehende globale und geopolitische Ordnung rasch und radikal verändert und der Unionshaushalt entsprechend angepasst werden muss; in der Erwägung, dass die EU ein ganzheitliches Konzept verfolgen muss, in dessen Rahmen sämtliche Finanzierungsprogramme im Bereich des auswärtigen Handelns eine Dimension zur Sicherheit umfassen sollten; in der Erwägung, dass die territoriale Unversehrtheit der Union an der Ostflanke vor Ende des Zeitraums nach dem MFR nach 2027 infrage gestellt werden könnte;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>7</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung G a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	Ga.	in der Erwägung, dass der MFR für die Zeit nach 2027 die EU in die Lage versetzen muss, sich auf eine mögliche militärische Aggression vor Ende dieses Jahrzehnts auf ihrem Boden vorzubereiten, was angesichts der neuen geopolitischen Realität erforderlich ist, die durch die Rückkehr von Kriegshandlungen mit hoher Intensität in Europa und die Wahrscheinlichkeit eines Eintretens des schlimmsten militärischen Szenarios auf dem europäischen Kontinent gekennzeichnet ist;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>8</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung G b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	Gb.	in der Erwägung, dass sich die Mitgliedstaaten in der Erklärung von Versailles vom März 2022 gemeinsam verpflichtet haben, die Verteidigungsausgaben spürbar zu erhöhen und in gemeinsam entwickelte Verteidigungsfähigkeiten, gemeinsame Projekte und gemeinsame Beschaffungen zu investieren;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>9</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Erwägung H</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	H.	in der Erwägung, dass zur Kompensation der Unzulänglichkeiten des Haushaltsplans zahlreiche Behelfslösungen gefunden wurden, die den Haushalt intransparenter machen und die Rolle des Parlaments als Gesetzgeber, Haushalts- und Entlastungsbehörde sowie die Rechenschaftspflicht der Exekutive untergraben;
	H.	in der Erwägung, dass zur Kompensation der Unzulänglichkeiten des Haushaltsplans zahlreiche Behelfslösungen gefunden wurden, die den Haushalt intransparenter machen und die Rolle des Parlaments als Gesetzgeber, Haushalts- und Entlastungsbehörde sowie die Rechenschaftspflicht der Exekutive untergraben; in der Erwägung, dass im Bereich der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik das institutionelle Gleichgewicht zwischen den Haushaltsbefugnissen des Rates und des Parlaments gewahrt werden muss;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>10</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 1</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	1.	hebt hervor, dass der langfristige Haushaltsplan für die Zeit nach 2027 so konzipiert und mit Mitteln ausgestattet sein muss, dass die Union in der Lage ist, ihre politischen Ziele zu verwirklichen, die wachsenden Herausforderungen, vor denen sie steht, zu bewältigen, ihre Schulden nachhaltig zu verwalten und zu tilgen, auf Schocks und Krisen zu reagieren und sich an einen sich wandelnden Ausgabenbedarf anzupassen;
	1.	hebt hervor, dass der langfristige Haushaltsplan für die Zeit nach 2027 so konzipiert und mit Mitteln ausgestattet sein muss, dass die Union in der Lage ist, ihre politischen Ziele zu verwirklichen, sich resilient zu zeigen, die wachsenden Herausforderungen, vor denen sie steht, zu bewältigen, ihre Schulden nachhaltig zu verwalten und zu tilgen, sich auf Schocks und Krisen vorzubereiten und darauf zu reagieren und sich an einen sich wandelnden Ausgabenbedarf anzupassen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>11</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 6</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	6.	ist davon überzeugt, dass die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, die Dekarbonisierung der Wirtschaft und die Stärkung der Innovationskapazität der Union zentrale Prioritäten für den MFR nach 2027 und von entscheidender Bedeutung sind, um ein langfristiges, nachhaltiges und integratives Wachstum und eine widerstandsfähigere Wirtschaft und Gesellschaft sicherzustellen;
	6.	ist davon überzeugt, dass die Verwirklichung der Verteidigungssouveränität der EU, die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, die Dekarbonisierung der Wirtschaft und die Stärkung der Innovationskapazität der Union zentrale Prioritäten für den MFR nach 2027 und von entscheidender Bedeutung sind, um langfristige Sicherheit, nachhaltiges und integratives Wachstum und eine widerstandsfähigere Wirtschaft und Gesellschaft sicherzustellen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>12</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 10</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	10.	fordert mit Nachdruck, dass im nächsten MFR mehr getan wird, um das Potenzial der Rolle der EIB-Gruppe – zusammen mit anderen internationalen und nationalen Finanzinstituten – bei der Kreditvergabe in strategischen Politikbereichen wie dem Klimaschutz und in jüngster Zeit bei Verteidigungsprojekten mit doppeltem Zweck (zivil und militärisch) zu maximieren;
	10.	fordert mit Nachdruck, dass im nächsten MFR mehr getan wird, um das Potenzial der Rolle der EIB-Gruppe – zusammen mit anderen internationalen und nationalen Finanzinstituten – bei der Kreditvergabe in strategischen Politikbereichen wie dem Klimaschutz und in jüngster Zeit bei Verteidigungsprojekten zu maximieren;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>13</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	12.	betont, dass im nächsten MFR erheblich mehr Mittel für Energie, Verkehr und digitale Infrastruktur bereitgestellt werden sollten, wobei grenzüberschreitenden Verbindungen und nationalen Verbindungen mit europäischem Mehrwert Vorrang eingeräumt werden sollte; ist der Ansicht, dass eine solche Infrastruktur mit einer Vertiefung des Binnenmarkts einhergeht;
	12.	betont, dass im nächsten MFR erheblich mehr Mittel für Energie, Verkehr und digitale Infrastruktur bereitgestellt werden sollten, wobei grenzüberschreitenden Verbindungen, Verbindungen mit doppeltem Verwendungszweck und nationalen Verbindungen mit europäischem Mehrwert Vorrang eingeräumt werden sollte; ist der Ansicht, dass eine solche Infrastruktur mit einer Vertiefung des Binnenmarkts einhergeht;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>14</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 16</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	16.	betont, dass die europäische Wirtschaft auch auf der Angebotsseite wettbewerbsfähiger und widerstandsfähiger werden muss, um mit anderen wichtigen globalen Akteuren konkurrieren zu können, indem durch eine verstärkte Industriepolitik und eine Konzentration auf strategische Wirtschaftszweige und kritische Technologien mehr in die offene strategische Autonomie der Union investiert wird, um die Abhängigkeit von Drittländern zu verringern;
	16.	betont, dass die europäische Wirtschaft auch auf der Angebotsseite wettbewerbsfähiger und widerstandsfähiger werden muss, um mit anderen wichtigen globalen Akteuren konkurrieren zu können, indem durch eine verstärkte Industriepolitik und eine Konzentration auf strategische Wirtschaftszweige wie den Energie- und den Verteidigungssektor und kritische Technologien mehr in die offene strategische Autonomie der Union investiert wird, um die Abhängigkeit von Drittländern zu verringern;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>15</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	17a. weist darauf hin, dass energiewirtschaftliche Unabhängigkeit für die Sicherheit der EU von entscheidender Bedeutung ist; fordert Investitionen in finanzielle Anreize für Mitgliedstaaten, die in die Entwicklung strategischer Energieinfrastrukturen investieren, insbesondere in Projekte im Bereich der erneuerbaren Energieträger, die die Abhängigkeit von Russland und anderen Lieferanten, die mit strategischen Risiken verbunden sind, verringern;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>16</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 20</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	20.	weist darauf hin, dass der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine erhebliche wirtschaftliche und soziale Folgen hatte, insbesondere für die an Russland angrenzenden Mitgliedstaaten; fordert nachdrücklich, dass diese Regionen im nächsten MFR unterstützt werden;
	20.	weist darauf hin, dass der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine erhebliche wirtschaftliche und soziale Folgen hatte, insbesondere für die an Russland angrenzenden Mitgliedstaaten, Belarus und die Ukraine; fordert nachdrücklich, dass diese Regionen im nächsten MFR unterstützt werden;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>17</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 25</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	25.	weist darauf hin, dass Sicherheit die Grundlage für den Wohlstand und das Sozialmodell der Union ist und dass im nächsten MFR deutlich mehr in den Schutz der Union vor den zahlreichen Bedrohungen, denen sie ausgesetzt ist, investiert werden muss;
	25.	weist darauf hin, dass Frieden und Sicherheit die Grundlage für die Stabilität und den Wohlstand, den globalen Stand und das Sozialmodell der Union sind und dass im nächsten MFR, wie im Draghi-Bericht deutlich gemacht wurde, erheblich mehr in den Schutz der Union vor den zahlreichen Bedrohungen, denen sie ausgesetzt ist, investiert werden muss;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>18</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 26</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	26.	betont, dass, wie im Niinistö-Bericht herausgestellt wird, die Fragmentierung der Weltordnung, die zunehmende Häufigkeit und Intensität extremer Wetterereignisse, die von Russland ausgehende Sicherheitsbedrohung, die zunehmenden Spannungen in der Welt, hybride Kampagnen wie Cyberangriffe, Informationsmanipulation aus dem Ausland, Desinformation und Einmischung sowie die Instrumentalisierung der Migration und Gesundheitsbedrohungen zusammen die Instabilität verstärken und die Anfälligkeit der Union erhöhen;
	26.	betont, dass, wie im Niinistö-Bericht herausgestellt wird, die Fragmentierung der Weltordnung, die von autokratischen und revisionistischen Kräften gefördert wird, die zunehmende Häufigkeit und Intensität extremer Wetterereignisse, die von Russland ausgehende Sicherheitsbedrohung, die zunehmenden Spannungen in der Welt, hybride Kampagnen wie Sabotage, Cyberangriffe, Informationsmanipulation aus dem Ausland, Desinformation und Einmischung sowie die Instrumentalisierung der Migration, Terrorismus und Gesundheitsbedrohungen zusammen die Instabilität verstärken und die Schwachstellen der Union ausnutzen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>19</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 27</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	27.	weist darauf hin, dass die Union eine entscheidende Rolle bei der Erreichung eines dauerhaften Friedens in ihrem Gebiet gespielt hat und dies auch weiterhin tun muss, indem sie sich auf die Realität des Krieges vor ihrer Haustür und auf die Notwendigkeit einstellt, die Verteidigungsfähigkeiten und die Verteidigungsbereitschaft weit über das derzeitige Maß hinaus erheblich zu stärken;
	27.	weist darauf hin, dass die Union eine entscheidende Rolle bei der Erreichung eines dauerhaften Friedens in ihrem Gebiet gespielt hat und dies auch weiterhin tun muss, indem sie sich auf die neue Realität des Krieges vor ihrer Haustür und auf die Notwendigkeit einstellt, die Verteidigungsfähigkeiten und die Verteidigungsbereitschaft weit über das derzeitige Maß hinaus erheblich zu stärken; weist erneut darauf hin, dass die Mittel eingesetzt werden müssen, um eine gemeinsame strategische Kultur im Bereich Sicherheit und Verteidigung zu fördern, die den Zusammenhalt zwischen den Mitgliedstaaten unterstützt und die sicherstellt, dass die Mitgliedstaaten nachrichtendienstliche Erkenntnisse und Bewertungen an die EU-Ebene weitergeben und dass eine koordinierte Reaktion auf die Bedrohungen, denen sich die Union gegenübersieht, erfolgt; fordert daher den Rat nachdrücklich auf, sich für die umgehende Errichtung der Verteidigungsunion einzusetzen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>20</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 28</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	28.	nimmt zur Kenntnis, dass nach Angaben der Kommissionspräsidentin derzeit eine Lücke von 500 Mrd. EUR bei den Verteidigungsausgaben für das nächste Jahrzehnt besteht; betont, dass der Unionshaushalt allein die Lücke nicht schließen kann, aber eine wichtige Rolle spielen muss;
	28.	betont, dass die Ziele für die nationale und kollektive Verteidigung erhebliche Investitionsanstrengungen auf nationaler Ebene erfordern, die die Kommission auf mehrere Prozent des BIP schätzt; hebt hervor, dass langfristige Investitionen in Verteidigungsfähigkeiten erforderlich sind, um die strategische Autonomie, den Zusammenhalt zwischen den Mitgliedstaaten und die Verteidigungsbereitschaft der Union zu verbessern; betont, dass es wichtig ist, eine klare und transparente Governance-Struktur für Sicherheitsinvestitionen zu schaffen, um eine Fragmentierung und Doppelarbeit auf der Ebene der EU zu verhindern;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>21</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	29.	unterstreicht, wie wichtig eine wettbewerbsfähige und widerstandsfähige technologische und industrielle Basis der europäischen Verteidigung ist, und ist der Auffassung, dass gemeinsame Investitionen auf EU-Ebene im Verteidigungsbereich zu Größenvorteilen und damit zu erheblichen Einsparungen für die Mitgliedstaaten führen und dazu beitragen können, die Interoperabilität von Ausrüstungen und Systemen zu gewährleisten; weist darauf hin, dass die Verteidigungsindustrie in der Union direkt unterstützt werden muss, wodurch hochwertige und hoch qualifizierte Arbeitsplätze geschaffen werden;
	29.	unterstreicht, wie wichtig eine wettbewerbsfähige und widerstandsfähige technologische und industrielle Basis der europäischen Verteidigung, die autonom und von außereuropäischen Akteuren unabhängig ist, ist, und ist der Auffassung, dass Investitionen auf EU-Ebene im Verteidigungsbereich zu Größen- und Verbundvorteilen und damit zu erheblichen Einsparungen für die Mitgliedstaaten führen und dazu beitragen sollten, die Interoperabilität und Effizienz ihrer Streitkräfte zu gewährleisten;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>22</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 29 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	29a.	weist darauf hin, dass die Verteidigungsindustrie in der Union – von KMU bis hin zu Hauptauftragnehmern – und die Aus- und Weiterbildung im Verteidigungsbereich direkt unterstützt werden müssen, sodass hochwertige Arbeitsplätze für hochqualifizierte Beschäftigte geschaffen werden und sich das Potenzial eines ausgewogenen und strategischen Verteidigungsökosystems in Europa voll entfalten kann, wobei es insbesondere gilt, einen Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten zu verhindern und Lösungen für Doppelarbeit und Fragmentierung zu ermitteln; betont, dass unbedingt sicherzustellen ist, dass gemeinsame EU-Initiativen zur Beschaffung von Verteidigungsgütern nicht nur großen Akteuren der Verteidigungsindustrie zugutekommen, sondern auch anderen Unternehmen, einschließlich KMU, Midcap-Unternehmen und Unternehmen, die nicht in diese Kategorien fallen und die im Vergleich zu den multinationalen Unternehmen – die als Hauptauftragnehmer bei Initiativen zur Entwicklung gemeinsamer Fähigkeiten fungieren können – erheblich kleiner sind, da hierdurch die gesamte Lieferkette gestärkt und Innovation und Wettbewerbsfähigkeit im Verteidigungssektor gefördert werden; fordert, dass den Empfehlungen aus dem Draghi- und dem Niinistö-Bericht gefolgt und ein ausbalanciertes europäisches Verteidigungsökosystem mit strategischer Ausrichtung geschaffen wird;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>23</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 30</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	30.	weist darauf hin, wie wichtig die Unterstützung im Haushalt für die militärische Mobilität ist, mit der militärisch und zivil genutzte Infrastruktur mit doppeltem Zweck modernisiert und somit ein Beitrag zu den Verteidigungsfähigkeiten der Union geleistet wird;
	30.	weist darauf hin, dass es wichtig ist, die Mittelzuweisungen im MFR für militärische Mobilität, Verkehr, die Energie- und Dateninfrastruktur, deren Modernisierung und Wartung, Katastrophenschutz, kooperative Forschung und Entwicklung sowie für Innovation für militärische und zivile Zwecke aufzustocken, um die Verteidigungsfähigkeiten der Union zu stärken;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>24</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 30 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	30a.	fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Mittel für die Verteidigung aufzustocken, indem etwa die nationalen Beiträge zum Unionshaushalt erhöht, neue Eigenmittel eingeführt und anderweitig nicht verwendete Mittel eingesetzt werden und die Ausgabe gemeinsamer Schuldtitel und die Anpassung der Vorschriften für die Haushaltsstabilität für die Mitgliedstaaten in Erwägung gezogen wird; besteht darauf, dass sich die Beschaffung in erster Linie auf Lieferanten aus den Mitgliedstaaten konzentrieren sollte, um die technologische Souveränität zu fördern und zur strategischen Autonomie der Union beizutragen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>25</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 33</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	33.	betont, dass es angesichts des technologischen Wandels für böswillige und opportunistische ausländische Akteure leichter geworden ist, Desinformation zu verbreiten, in Wahlen einzugreifen und Cyberangriffe gegen die Interessen der EU zu verüben; fordert nachdrücklich, dass im nächsten MFR in die Verbesserung der Cybersicherheit investiert wird; weist darauf hin, dass digitale Kompetenz und Medienkompetenz sowie kritisches Denken in diesem Zusammenhang wichtig sind und dass die Unterstützung von Initiativen in diesen Bereichen aus dem Haushalt der Union fortgesetzt werden muss;
	33.	betont, dass es angesichts des technologischen Wandels für böswillige und opportunistische ausländische Akteure leichter geworden ist, Desinformation zu verbreiten, in Wahlen einzugreifen und Cyberangriffe gegen die Interessen der EU zu verüben; stellt fest, dass Cybersicherheit und technologische Innovation entscheidende Komponenten der globalen Wettbewerbsfähigkeit der EU und ihrer Sicherheit sind; fordert weitere Investitionen in neue Technologien wie KI und Quanteninformatik, um für eine Führungsrolle der EU in diesen strategischen Bereichen zu sorgen und um den sich ständig wandelnden Bedrohungen zu begegnen; fordert nachdrücklich, dass im nächsten MFR in die Verbesserung der Cybersicherheit investiert wird, um Desinformationen mit schnellen, effizienten und koordinierten Maßnahmen zu bekämpfen; weist darauf hin, dass es wichtig ist, die Fähigkeiten der Union im Bereich der strategischen Kommunikation zu stärken;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>26</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 33 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	33a.	betont, dass es wichtig ist, angesichts der hybriden Kriegsführung und der zunehmenden Fälle von Informationsmanipulation und Einflussnahme aus dem Ausland neue europäische Kapazitäten aufzubauen; betont, dass unbedingt die erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen müssen, um die Resilienz sowohl der zentralen Dienststellen der EU-Organe als auch der EU-Delegationen in Drittländern erfolgreich zu stärken; hebt hervor, dass freie und unabhängige Medien als grundlegender Bestandteil der Resilienz Europas betrachtet werden sollten, wobei nicht nur der freie Informationsfluss, sondern auch die demokratische Denkweise, das kritische Denken und die informierte Entscheidungsfindung der europäischen Bürgerinnen und Bürger zu wahren sind; weist darauf hin, dass verstärkte Investitionen in unabhängigen Journalismus, Initiativen zur Faktenprüfung, digitale Kompetenz und Medienkompetenz sowie die Förderung des kritischen Denkens als Schutzschild gegen Desinformation, ausländische Informationsmanipulation und Wahleinmischung enorm wichtig sind;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>27</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 34</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	34.	hebt hervor, wie wichtig es ist, dass im nächsten MFR weiterhin Mittel für einen wirksamen Schutz der EU-Außengrenzen bereitgestellt werden; betont, dass Menschenhändlernetze bekämpft werden müssen und gegen hybride Angriffe und die Instrumentalisierung von Migranten, insbesondere durch ein Drittland oder einen feindseligen nicht staatlichen Akteur, vorgegangen werden muss;
	34.	hebt hervor, wie wichtig es ist, dass im nächsten MFR weiterhin Mittel für einen wirksamen Schutz der EU-Außengrenzen, z. B. für den Bau des Schutzschilds Ost, bereitgestellt werden; betont, dass Menschenhändlernetze bekämpft werden müssen; fordert ein umfassendes Sicherheitskonzept, das Diplomatie, Entwicklung, Bemühungen zur Bekämpfung von Ungleichheit und sicherheitspolitische Zusammenarbeit miteinander verbindet und sicherstellt, dass die EU-Außenpolitik die Stabilität stärkt, die Menschenrechte schützt und eine integrativen Regierungsführung fördert; betont, dass es wichtig ist, gegen hybride Angriffe und die Instrumentalisierung von Migranten, insbesondere durch ein Drittland oder einen feindseligen nicht staatlichen Akteur, vorzugehen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>28</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 35</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	35.	weist nachdrücklich darauf hin, dass die Union angesichts der zunehmenden globalen Instabilität weiterhin konstruktiv mit Drittländern zusammenarbeiten und im Einklang mit ihren Werten weltweit Frieden, Stabilität, Wohlstand, Sicherheit, Demokratie und nachhaltige Entwicklung fördern muss;
	35.	weist nachdrücklich darauf hin, dass die Union angesichts der zunehmenden globalen Instabilität weiterhin konstruktiv mit Drittländern zusammenarbeiten und im Einklang mit ihren Werten und ihren internationalen Verpflichtungen weltweit Frieden, Stabilität, Wohlstand, Sicherheit, Menschenrechte, Demokratie und nachhaltige Entwicklung fördern muss; betont, dass sichergestellt werden muss, dass der nächste MFR solide und zweckgebundene Mittel für die Unterstützung der Demokratie und der Menschenrechte bereitstellt, insbesondere angesichts des weltweiten Erstarken des Autoritarismus;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>29</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 36</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	36.	bedauert, dass der Bereich auswärtiges Handeln im derzeitigen MFR unterfinanziert ist, was dazu geführt hat, dass in erheblichem Umfang auf besondere Instrumente zurückgegriffen wurde und bei der Halbzeitüberprüfung beträchtliche Mittelaufstockungen vorgenommen wurden; stellt insbesondere fest, dass die Mittel für die humanitäre Hilfe völlig unzureichend waren, was dazu geführt hat, dass die Soforthilfereserve regelmäßig in Anspruch genommen wird;
	36.	stellt fest, dass geopolitische Krisen wie der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine oder die Lage im Gazastreifen eine erhebliche Belastung der derzeitigen Rubrik 6 bedeuten; bedauert, dass der Bereich auswärtiges Handeln im derzeitigen MFR unterfinanziert ist, was dazu geführt hat, dass in erheblichem Umfang auf besondere Instrumente zurückgegriffen wurde und bei der Halbzeitüberprüfung beträchtliche Mittelaufstockungen vorgenommen wurden, die nicht dem vom Parlament ermittelten Bedarf gerecht werden; bekräftigt, dass die Mittel dringend aufgestockt werden müssen und die geopolitische Position der EU gestärkt werden muss, insbesondere in den Krisenregionen, in denen der Bedarf am größten ist, wie dem Nahen Osten und der Ukraine; ist der Ansicht, dass die Finanzierungsinstrumente für das auswärtige Handeln weder von einer Umschichtung noch vom Einsatz besonderer Instrumente betroffen sein sollten und dass bei dringendem Bedarf die Notfallreserven zu nutzen sind; stellt insbesondere fest, dass die Mittel für die humanitäre Hilfe völlig unzureichend waren, was dazu geführt hat, dass die Soforthilfereserve regelmäßig in Anspruch genommen wird; betont, dass Transparenz, Rückverfolgbarkeit und Rechenschaftspflicht bei den genannten Instrumenten sowie eine wirksame Kontrolle durch das Europäische Parlament von größter Bedeutung sind;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>30</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 37</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	37.	betont, dass im nächsten MFR weiterhin die dringendsten globalen Herausforderungen angegangen werden müssen, von der Bekämpfung des Klimawandels über die Unterstützung bei Naturkatastrophen, die Gewährleistung der weltweiten Ernährungssicherheit, die Verbesserung der Gesundheitssysteme, die Verringerung von Armut und Ungleichheit bis hin zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und der Sicherheit der globalen Lieferketten; hebt insbesondere hervor, dass die südliche und östliche Nachbarschaft der Union unterstützt werden muss;
	37.	betont, dass mit dem nächsten MFR weiterhin die dringendsten globalen Herausforderungen, darunter humanitäre Krisen, Klimawandel und Ernährungssicherheit, angegangen werden müssen, während zugleich die Menschenrechte und die Demokratie zu verteidigen, die Gesundheitssysteme zu verbessern, Armut und Ungleichheit zu verringern sind und zur Stabilität der globalen Lieferketten beizutragen ist; hebt insbesondere hervor, dass die südliche und östliche Nachbarschaft der Union unterstützt werden muss; spricht sich für eine gezielte Finanzierung aus, um die regionale Sicherheit, den Aufbau von Kapazitäten für die institutionelle Entwicklung und die Kooperation im Bereich der Migration, die strikt an die uneingeschränkte Einhaltung des EU- und Völkerrechts sowie der EU-Werte geknüpft ist, zu stärken; fordert eine sichere, ausreichende und vorhersehbare Unterstützung für die Akteure, die Hilfe und Unterstützung leisten, um langfristige Stabilität und Sicherheit in der Nahostregion zu erreichen; fordert die Ausarbeitung eines Instruments ähnlich der Fazilität für die Ukraine, das dem Wiederaufbau des Gazastreifens gewidmet ist, sobald eine politische Einigung über seinen Wiederaufbau erzielt wurde; fordert eine Aufstockung der Mittel für die Unterstützung der Demokratie, insbesondere für Wahlbeobachtungsmissionen und den Europäischen Fonds für Demokratie;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>31</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 38</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	38.	betont, dass im Haushalt die Rolle der Union als weltweit führender Geber von Entwicklungshilfe und Klimafinanzierung im Einklang mit den globalen Verpflichtungen und Zusagen der Union gewahrt werden muss; fordert mit Nachdruck, dass der Haushalt die Union weiterhin in ihren Bemühungen unterstützen muss, die regelbasierte internationale Ordnung, die Demokratie, den Multilateralismus, die Menschenrechte und die Grundwerte zu verteidigen;
	38.	betont, dass im Haushalt die Rolle der Union als weltweit führender Geber von Entwicklungshilfe und Klimafinanzierung im Einklang mit den im Rahmen der Umsetzung des Übereinkommens von Paris eingegangenen Verpflichtungen und im Einklang mit den globalen Verpflichtungen und Zusagen der Union gewahrt werden muss; fordert mit Nachdruck, dass der Haushalt die Union weiterhin in ihren Bemühungen unterstützen muss, die regelbasierte internationale Ordnung, die Demokratie, den Multilateralismus, die Menschenrechte, die Gleichstellung der Geschlechter und die Stärkung der Rolle der Frau, die Nichtdiskriminierung und die Grundwerte zu verteidigen; fordert ein gestrafftes außenpolitisches Instrument, mit dem Frauenorganisationen und die Gleichstellung der Geschlechter unterstützt werden; betont, dass die EU angesichts des Mittelabzugs seitens Vereinigten Staaten die Verantwortung dafür übernehmen muss, dass die Zivilgesellschaft und die Demokratisierungsbemühungen weltweit angemessen finanziert werden;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>32</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 39</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	39.	fordert nachdrücklich, dass angesichts des Ausmaßes der humanitären Krisen und der zunehmenden globalen Herausforderungen die Mittel für humanitäre Hilfe im nächsten MFR erheblich aufgestockt und besser vorhersehbar gemacht werden müssen und dass ihre Verwendung weiterhin ausschließlich bedarfsorientiert sein muss;
	39.	fordert nachdrücklich, dass angesichts des immer weiter zunehmenden Ausmaßes der humanitären Krisen und der zunehmenden globalen Herausforderungen die Mittel für humanitäre Hilfe im nächsten MFR erheblich aufgestockt werden müssen, dem steigenden Bedarf entsprechen müssen und besser vorhersehbar gemacht werden müssen und dass ihre Verwendung weiterhin ausschließlich bedarfsorientiert sein muss; betont, dass spezifische Instrumente der EU für humanitäre Hilfe beibehalten werden müssen und eine etwaige Zusammenlegung vermieden werden muss; nimmt die Unsicherheit hinsichtlich künftiger Verpflichtungen der Vereinigten Staaten zur Kenntnis, die ausgeglichen werden müssten;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>33</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	40.	betont, dass die Union in einem Kontext, in dem globale Akteure die Interdependenz des Handels zunehmend als Mittel zur Ausübung wirtschaftlichen Drucks nutzen, ihre Fähigkeit stärken muss, ihre eigenen strategischen Interessen zu schützen und zu fördern, stärkere Instrumente zur Bekämpfung von Druck zu entwickeln und eine echte Gegenseitigkeit in ihren Partnerschaften zu gewährleisten;
	40.	betont, dass die Union in einem Kontext, in dem globale Akteure die Interdependenz des Handels zunehmend als Mittel zur Ausübung wirtschaftlichen Drucks nutzen, ihre Fähigkeit stärken muss, ihre eigenen strategischen Interessen zu schützen und zu fördern, ihre politischen und handelspolitischen Allianzen mit Drittländern und ihre Lieferketten zu diversifizieren und ihre übermäßige Abhängigkeit von bestimmten Drittländern wirksam zu bekämpfen, stärkere Instrumente zur Bekämpfung von Druck zu entwickeln und eine echte Gegenseitigkeit in ihren Partnerschaften zu gewährleisten;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>34</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 40 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	40a.	fordert, dass das Angebot im Rahmen der Global-Gateway-Strategie durch integrierte Länderpakete verbessert wird, in denen Infrastrukturinvestitionen und handelstechnische und makroökonomische Unterstützung kombiniert werden und die gleichzeitig zu Ergebnissen im Bereich der Entwicklung, darunter bei der Armutsbekämpfung, führen; betont, dass das nächste Finanzierungsinstrument Planungssicherheit bieten sollte, um langfristige und für beide Seiten vorteilhafte Partnerschaften aufzubauen; fordert, dass ein Infrastrukturfonds EU-Afrika geschaffen wird;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>35</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 41</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	41.	ist der Auffassung, dass der nächste MFR für die Vorbereitung der Union auf die Erweiterung und für die Vorbereitung der Bewerberländer auf den Beitritt von entscheidender Bedeutung ist; erinnert daran, dass die Stabilität, die Sicherheit und die demokratische Widerstandsfähigkeit der Bewerberländer untrennbar mit der Stabilität, der Sicherheit und der demokratischen Widerstandsfähigkeit der Union verbunden sind und dass nachhaltige strategische Investitionen erforderlich sind, um ihre Angleichung an die Standards der Union zu unterstützen;
	41.	ist der Auffassung, dass der nächste MFR von entscheidender Bedeutung ist, um die Union auf die Erweiterung vorzubereiten und sicherzustellen, dass die Bewerberländer für die EU strukturierte finanzielle Unterstützung für den institutionellen und wirtschaftlichen Umbau erhalten; erinnert daran, dass die Stabilität, die Sicherheit und die demokratische Widerstandsfähigkeit der Bewerberländer untrennbar mit der Stabilität, der Sicherheit und der demokratischen Widerstandsfähigkeit der Union verbunden sind und dass nachhaltige strategische Investitionen erforderlich sind, um ihre Angleichung an die Standards der Union zu unterstützen; betont, dass es wichtig ist, die Bewerberländer in den EU-Binnenmarkt und die politischen Strukturen der EU zu integrieren und ausreichende Ressourcen zur Unterstützung der Zivilgesellschaft und unabhängiger Medien bereitzustellen; betont, dass die Präsenz der EU in Bewerberländern nicht nur deshalb von wesentlicher Bedeutung ist, weil diese Länder wichtige Partner für die EU sind, sondern auch, weil jedwede verbleibende Lücke Russland und China dazu ermutigen könnte, ihren Einfluss zu verstärken;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>36</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 42</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	42.	weist darauf hin, dass eine strategisch ausgerichtete Unterstützung für die Heranführung sowie für Wachstum und Investitionen erforderlich ist; ist der Ansicht, dass die Hilfe in der Zeit nach 2027 sowohl in Form von Zuschüssen als auch in Form von Darlehen gewährt werden sollte; ist in diesem Zusammenhang der Auffassung, dass der künftige Rahmen innovative Finanzierungsmechanismen ermöglichen sollte, einschließlich der Gewährung von Darlehen an Bewerberländer, die aus dem „finanziellen Spielraum“ (der Differenz zwischen den Eigenmitteln und den Obergrenzen des MFR) finanziert werden;
	42.	fordert die Kommission auf, einen Vorschlag für ein Instrument für Heranführungshilfe für den nächsten MFR vorzulegen, das die neuen Fazilitäten umfasst, um Überschneidungen zu vermeiden, alle zehn Beitrittsländer abdeckt und sicherstellen soll, dass sie auf institutioneller und wirtschaftlicher Ebene zuverlässig auf deren EU-Mitgliedschaft vorbereitet sind; betont, dass ausreichende Haushaltsmittel bereitgestellt werden müssen, um eine vernünftige schrittweise Integration der Bewerberländer in die EU zu ermöglichen; weist darauf hin, dass eine strategisch ausgerichtete Unterstützung für die Heranführung sowie für Wachstum und Investitionen erforderlich ist; ist der Ansicht, dass die Hilfe in der Zeit nach 2027 sowohl in Form von Zuschüssen als auch in Form von Darlehen gewährt werden sollte; ist in diesem Zusammenhang der Auffassung, dass der künftige Rahmen innovative Finanzierungsmechanismen ermöglichen sollte, einschließlich der Gewährung von Darlehen an Bewerberländer, die aus dem „finanziellen Spielraum“ (der Differenz zwischen den Eigenmitteln und den Obergrenzen des MFR) finanziert werden, um ein starkes politisches Signal für das Engagement der EU bei der Integration der Bewerberländer auszusenden;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>37</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 43</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	43.	betont, dass die finanzielle Unterstützung von der Durchführung von Reformen und der Achtung der Werte der Union abhängig gemacht werden muss; hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass ein starkes Governance-Modell erforderlich ist, mit dem die parlamentarische Rechenschaftspflicht, Aufsicht und Kontrolle sichergestellt wird;
	43.	betont, dass die finanzielle Unterstützung von der Durchführung von Reformen und der Achtung der Werte der Union abhängig gemacht werden muss; hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass ein starkes Governance-Modell erforderlich ist, mit dem die parlamentarische Rechenschaftspflicht, Aufsicht und Kontrolle sowie ein verstärkter Konditionalitätsmechanismus auf der Grundlage einer verbesserten rechtsstaatlichen Berichterstattung und klarer Kriterien, insbesondere einer starken und funktionierenden Betrugsbekämpfungsarchitektur, sichergestellt wird; ist der Ansicht, dass die Unterstützung der Zivilgesellschaft in den Beitrittsländern weiterhin unabhängig von den Fortschritten bei den Regierungsreformen sein sollte;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>38</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	44.	unterstreicht, dass die Heranführungshilfe für die Ukraine von der finanziellen Unterstützung für den Wiederaufbau und die Erholung nach dem Krieg unterschieden werden muss, für die der Bedarf weitaus größer ist und eine konzertierte internationale Anstrengung erforderlich ist, bei der die Unterstützung aus dem Haushalt der Union eine wichtige Rolle spielen sollte;
	44.	unterstreicht, dass die Heranführungshilfe für die Ukraine von der finanziellen Unterstützung für den Wiederaufbau und die Erholung nach dem Krieg unterschieden werden muss, für die der Bedarf weitaus größer ist und eine konzertierte internationale Anstrengung erforderlich ist, bei der die Unterstützung aus dem Haushalt der Union eine wichtige Rolle spielen sollte; fordert einen speziellen Wiederaufbaufonds für die Ukraine und die Verwendung immobilisierter Vermögenswerte Russlands für den Wiederaufbau der Ukraine;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>39</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	44a.	betont, dass die präventive Diplomatie der EU, einschließlich der Mediation und des Dialogs, als ein proaktives außenpolitisches Instrument gestärkt werden muss; fordert, dass angesichts der steigenden Nachfrage nach EU-geführten Konfliktlösungsinitiativen weiterhin Mittel insbesondere für Friedensvermittlung, Dialog und Aussöhnung, insbesondere in Hochrisikoregionen, zur Verfügung stehen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>40</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	44b.	betont die konstruktive Rolle, die eine dynamische Zivilgesellschaft insbesondere im Hinblick auf den Prozess der Integration in die EU und damit für die Beitrittsländer spielt; betont in diesem Zusammenhang, dass die konkrete Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft verstärkt werden muss und die Mittelzuweisungen für sie erhöht werden müssen, insbesondere dort, wo sich zivilgesellschaftliche Freiräume verringern, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf dem Schutz von Menschenrechtsverteidigern und Journalisten liegen sollte; fordert eine Aufstockung der Mittel, um die Kapazitäten der EU-Delegationen und der wichtigsten Interessenträger bei der Konzipierung und Umsetzung wichtiger öffentlicher Maßnahmen zur Förderung und zum Schutz einer stärkeren Zivilgesellschaft zu stärken;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>41</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	44c.	betont, dass die Bürgerinnen und Bürger und ihre Organisationen in den Beitrittsländern eine wichtige Rolle im Erweiterungsprozess spielen; ist der Ansicht, dass Projekte „von Bürgern für Bürger“ und die Interaktionen zwischen den Mitgliedstaaten und den Beitrittsländern eine wichtige Funktion bei der Vorbereitung der Gesellschaften auf die Erweiterung haben; betont, dass Organisationen aus den Beitrittsländern gleichberechtigt mit Organisationen aus den Mitgliedstaaten an den verschiedenen EU-Programmen mit länderübergreifender Dimension teilnehmen sollten;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>42</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 44 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	44d.	hebt hervor, dass der nächste MFR dazu beitragen sollte, die Bekämpfung der grenzüberschreitenden Unterdrückung zu verstärken und die Opfer von grenzüberschreitender Unterdrückung innerhalb der EU zu unterstützen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>43</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	45a.	hebt hervor, dass die interne und die externe EU-Politik besser aufeinander abgestimmt werden müssen, um den Interessen und der Wettbewerbsfähigkeit der EU stärker Rechnung zu tragen; spricht sich für eine Finanzierung des auswärtigen Handelns aus, mit der neue Lösungen in den Bereichen umweltfreundliche Technologien, digitale Innovation, Gesundheit, Bildung und Migration unterstützt werden und die zugleich den Investitions- und Handelszielen der EU gerecht wird; betont, dass es wichtig ist, gleiche Wettbewerbsbedingungen mit Blick auf die Investitionen des Privatsektors zu fördern;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>44</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	45b.	betont, dass die EU ihre Zusammenarbeit mit Schwellenländern und Entwicklungsregionen durch Programme für nachhaltige Investitionen vertiefen muss; fordert, dass in den nächsten MFR gezielte Finanzierungsmechanismen aufgenommen werden, mit denen die wirtschaftliche Zusammenarbeit, der Technologietransfer und die Harmonisierung der Rechtsvorschriften in wichtigen Partnerländern gefördert werden;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>45</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45 c (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	45c.	fordert mehr Flexibilität bei den Förderrichtlinien, damit Organisationen, die gezwungen sind, ein Drittland zu verlassen, weiterhin Unterstützung erhalten können, auch wenn sie in die EU umziehen; ist der Ansicht, dass die für Projekte in Drittländern vorgesehenen Mittel auch Organisationen zugänglich sein sollten, die von der EU aus tätig sind, während sie ihre Tätigkeiten zur Verbesserung der Lage in dem betroffenen Land fortsetzen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>46</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45 d (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	45d.	hebt hervor, dass Konfliktverhütung und Friedenskonsolidierung als Ziele in alle Finanzierungsinstrumente im Bereich des auswärtigen Handels aufgenommen werden sollten;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>47</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 45 e (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	45e.	betont, dass die Mittelzuweisungen für das thematische Programm für Frieden, Stabilität und Konfliktverhütung aufgestockt werden müssen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>48</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 47</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	47.	betont, dass die Instabilität in Nachbarregionen, Armut, die grundlegenden Trends der wirtschaftlichen Entwicklung und der demografische Wandel weiterhin Migrationsströme in die Union auslösen und die Asyl- und Migrationssysteme unter erheblichen Druck setzen; hebt hervor, dass im MFR für die Zeit nach 2027 die vollständige Umsetzung des Asyl- und Migrationspakets der Union im Einklang mit den Grundrechten und Werten der EU unterstützt werden muss; betont darüber hinaus, dass im Einklang mit dem Pakt die Zusammenarbeit mit Drittländern im Bereich Migration unter Wahrung des EU-Rechts und internationaler Standards erfolgen muss;
	47.	betont, dass weltweite Instabilität, Verfolgung, Konflikte, Gewalt, Menschenrechtsverletzungen, Armut, die grundlegenden Trends der wirtschaftlichen Entwicklung und der demografische Wandel sowie die direkten und indirekten Auswirkungen des Klimawandels weiterhin dazu beitragen, dass die Anzahl der weltweit vertriebenen Menschen zunimmt; betont, dass 71 % aller Flüchtlinge und schutzbedürftigen Personen in Ländern mit niedrigem und mittlerem Einkommen untergebracht sind; hebt hervor, dass im MFR für die Zeit nach 2027 ausreichende Haushaltsmittel zur Unterstützung des Schutzes und der Aufnahme in Drittländern vorgesehen werden müssen und die vollständige Umsetzung des Asyl- und Migrationspakets der Union im Einklang mit den Werten der Union und den internationalen Verpflichtungen nach dem Grundsatz der Solidarität und der gerechten Aufteilung der globalen Verantwortung und unter Achtung der Grundrechte unterstützt werden muss; betont darüber hinaus, dass im Einklang mit dem Pakt die Zusammenarbeit mit Drittländern im Bereich Migration unter Wahrung des EU-Rechts und internationaler Standards erfolgen muss;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>49</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 49 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	49a.	betont, dass es wichtig ist, dafür zu sorgen, dass die künftige EU-Hilfe für Drittländer im nächsten MFR mit den Menschenrechts- und Friedenszielen in Einklang steht und solide Garantien bietet, um zu verhindern, dass die Mittel direkt oder indirekt der Unterstützung terroristischer oder gewaltsamer Aktivitäten dienen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>50</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 49 b (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	49b. betont, dass Länder, in denen die Verwaltung der EU-Mittel durch nachweisliche Verstöße gegen die Rechtsstaatlichkeit gefährdet wird, keine Auszahlungen aus dem EU-Haushalt erhalten dürfen;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>51</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 50</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	50.	fordert die Konsolidierung eines soliden Instrumentariums zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit|, das auf den derzeitigen Konditionalitätsbestimmungen im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität und den zielübergreifenden grundlegenden Voraussetzungen in der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen aufbaut; betont, dass bei der Anwendung von Instrumenten zum Schutz der Rechtsstaatlichkeit wesentlich mehr Transparenz und Kohärenz erforderlich sind und dass die Rolle des Parlaments bei der Anwendung und Kontrolle dieser Maßnahmen gestärkt werden muss; besteht darauf, dass bei der Bewertung von Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten Kohärenz zwischen den Instrumenten gewahrt werden muss;
	50.	fordert die Konsolidierung eines soliden Instrumentariums zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit|, das auf den derzeitigen Konditionalitätsbestimmungen im Rahmen der Aufbau- und Resilienzfazilität und den zielübergreifenden grundlegenden Voraussetzungen in der Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen aufbaut; betont, dass bei der Anwendung von Instrumenten zum Schutz der Rechtsstaatlichkeit wesentlich mehr Transparenz und Kohärenz erforderlich sind und dass die Rolle des Parlaments bei der Anwendung und Kontrolle dieser Maßnahmen gestärkt werden muss; besteht darauf, dass bei der Bewertung von Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten Kohärenz zwischen den Instrumenten gewahrt werden muss; stellt fest, dass etwa 65 % der Ziele für nachhaltige Entwicklung die Einbeziehung der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften erfordern; fordert, dass den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften im Rahmen der Finanzierung des auswärtigen Handelns wieder ein eigenes Budget zur Verfügung gestellt wird, um ihre Rolle in der Entwicklungspolitik der EU zu stärken; empfiehlt, die lokalen und regionalen Gebietskörperschaften in EU-Finanzierungsinstrumente wie das Instrument für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit – Europa in der Welt (NDICI/Europa in der Welt) und die Global-Gateway-Strategie zu integrieren, ohne dabei die Unterstützung und die Finanzierungsmöglichkeiten von Organisationen der Zivilgesellschaft zu verringern; spricht sich für einen Lokalisierungsindikator aus, um die Auswirkungen der EU-Maßnahmen auf lokaler Ebene zu messen und dadurch für eine wirksamere Entwicklungszusammenarbeit zu sorgen; fordert, dass im nächsten MFR Programme der dezentralen Zusammenarbeit wie „Partnerschaften für nachhaltige Städte“ gefördert werden und dass den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften in den Partnerländern der Zugang zu Finanzierungsinstrumenten erleichtert wird; betont, dass die wirtschaftliche Sicherheit verbessert werden muss, indem die Widerstandsfähigkeit der Lieferketten gestärkt, kritische Materialien und Technologien gesichert, strategische Partnerschaften diversifiziert und die industriellen Fähigkeiten der EU für eine stabile und wettbewerbsfähige Wirtschaft gestärkt werden;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>52</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 53</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	53.	betont daher, dass im nächsten MFR sichergestellt werden muss, dass mit den Ausgabenprogrammen in allen Bereichen Klima- und Biodiversitätsziele verfolgt werden, die Rechte und die Chancengleichheit aller gefördert und geschützt werden, was auch die Gleichstellung der Geschlechter einschließt, die Wettbewerbsfähigkeit unterstützt und die Abwehrbereitschaft der Union gegenüber Bedrohungen gestärkt wird;
	53.	betont daher, dass im nächsten MFR sichergestellt werden muss, dass mit den Ausgabenprogrammen in allen Bereichen Digital-, Klima- und Biodiversitätsziele verfolgt werden, die Demokratie, die Menschenrechte und die Chancengleichheit aller gefördert und geschützt werden, was auch die Gleichstellung der Geschlechter einschließt, die Wettbewerbsfähigkeit unterstützt, die Werte der Union gefördert und ihre Interessen geschützt sowie die Abwehrbereitschaft und Resilienz der Union gegenüber Bedrohungen gestärkt wird;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>53</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 56 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	56a.	weist darauf hin, dass der Grundsatz der „Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen“ im Sinne der Taxonomie-Verordnung, die Ausrichtung an den Grundsätzen des humanitären Völkerrechts und der Menschenrechte und ihre Einhaltung sowie das in der Charta der Vereinten Nationen verankerte Recht zur individuellen oder kollektiven Selbstverteidigung bei der Ausführung des Haushaltsplans der Union enorm wichtig sind;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>54</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 57</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	57.	fordert nachdrücklich, dass für die Zeit nach 2027 von Anfang an ausreichende finanzielle und personelle Mittel vorgesehen werden, damit die Organe, Einrichtungen und dezentralen Agenturen der Union eine wirksame und effiziente Politikgestaltung, -umsetzung und -durchführung gewährleisten können und weiterhin für die besten Köpfe aus allen Mitgliedstaaten attraktiv sind, wobei die geografische Ausgewogenheit und die Flexibilität zur Anpassung an sich wandelnde Umstände zu wahren sind;
	57.	fordert nachdrücklich, dass für die Zeit nach 2027 von Anfang an ausreichende finanzielle und personelle Mittel vorgesehen werden, damit die Organe der Union, der Auswärtige Dienst der Europäischen Union, die Einrichtungen und dezentralen Agenturen der Union eine wirksame und effiziente Politikgestaltung, -umsetzung und -durchführung gewährleisten können und weiterhin für die besten Köpfe aus allen Mitgliedstaaten attraktiv sind, wobei die geografische Ausgewogenheit und die Flexibilität zur Anpassung an sich wandelnde Umstände zu wahren sind;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>55</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 57 a (neu)</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	
	57a.	betont, dass die Unterfinanzierung des Europäischen Auswärtigen Dienstes die Beziehungen der EU zu Drittländern gefährdet; hebt hervor, dass volatile Zinssätze und steigende Finanzierungskosten für die EU-Delegationen flexible Lösungen erfordern, wie die Verknüpfung der Obergrenze für nicht die Dienstbezüge betreffende Ausgaben mit den Inflationsraten; betont, dass die derzeitige Struktur des Netzes der EU-Delegationen beibehalten werden muss;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>56</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 59</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	59.	betont, dass Vorabinvestitionen in interoperable IT-Infrastruktur und Data Mining auch längerfristig zu Kosteneinsparungen führen und die Umsetzung politischer Maßnahmen und die Nachverfolgung von Ausgaben erheblich verbessern können;
	59.	betont, dass Vorabinvestitionen in interoperable und sichere IT-Infrastruktur und Data Mining auch längerfristig zu Kosteneinsparungen führen und die Umsetzung politischer Maßnahmen und die Nachverfolgung von Ausgaben erheblich verbessern können;


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag		<NumAm>57</NumAm>
<DocAmend>Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 66</Article>
	

	Entschließungsantrag
	Änderungsantrag

	66.	ist der Auffassung, dass in den Ausgabenprogrammen zwar ein erheblicher Teil der Mittel im Voraus für bestimmte Ziele zugewiesen wird, jedoch eine beträchtliche integrierte Flexibilitätsreserve beibehalten werden sollte, wobei die Zuweisung zu spezifischen politischen Zielen von der Haushaltsbehörde beschlossen werden sollte; stellt fest, dass das Polster für neue Herausforderungen und Prioritäten des Instruments für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit – Europa in der Welt ein Modell für eine solche Flexibilitätsreserve darstellt, dass aber das Beschlussfassungsverfahren für seine Inanspruchnahme nicht in den künftigen MFR übernommen werden sollte; weist darauf hin, dass eine genaue Aufschlüsselung der Haushaltsmittel erforderlich ist, um sicherzustellen, dass die Beschlüsse der Haushaltsbehörde sinnvoll sind;
	66.	ist der Auffassung, dass in den Ausgabenprogrammen zwar ein erheblicher Teil der Mittel im Voraus für bestimmte Ziele zugewiesen wird, jedoch eine beträchtliche integrierte Flexibilitätsreserve beibehalten werden sollte, wobei die Zuweisung zu spezifischen politischen Zielen von der Haushaltsbehörde beschlossen werden sollte; stellt fest, dass das Polster für neue Herausforderungen und Prioritäten des Instruments für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit – Europa in der Welt ein Modell für eine solche Flexibilitätsreserve darstellt, dass aber das Beschlussfassungsverfahren für seine Inanspruchnahme nicht in den künftigen MFR übernommen werden sollte; weist darauf hin, dass eine genaue Aufschlüsselung der Haushaltsmittel erforderlich ist, um sicherzustellen, dass die Beschlüsse der Haushaltsbehörde sinnvoll sind; fordert, dass generell bei der Bereitstellung von Unionsmitteln im Ausland strategischer und wirkungsvoller vorgegangen wird, während zugleich die offene strategische Autonomie zu fördern ist;


</Amend>
</RepeatBlock-Amend>
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